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Aktenzeichen: 8 AZR 81/85
Bundesarbeitsgericht 8. Senat

I. Arbeitsgericht 
Frankfurt am Main

II. Landesarbeitsgericht 
Frankfurt am Main

Für die Amtliche Sammlung:
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv:

Urteil vom 23. Juli 1987
- 8 AZR 81/85 -
Urteil vom 8. Februar 1984
- 7 Ca 341/83 -
Urteil vom 19. November 1984
- 11 Sa 740/84 -

Nein
Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:
Anspruch auf Urlaubsentgelt; Schadenersatz

Gesetz: BGB §§ 249, 276, 284, 285, 286; BUrlG §§ 7, 13;
ZPO § 563; Rahmentarifvertrag für das Baugewerbe vom 3. Februar 1981 § 8

Leitsätze:

K e i n e
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11 Sa 740/84 Frankfurt am Main
Verkündet am 
23. Juli 1987
Siegel»
Regv-0b er s ek r e t ä r i n 
a1s Urkundsbeamter 
d e r:G es chä ft s s t e11e

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 23. Juli 1987 durch die Vorsit­
zende Richterin Michels-Holl, die Richter Dr. Peifer und 
Schneider sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Weiss und 
Schmidt für Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Ur-
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teil des Landesarbeitsgerichts Frankfurt 
am Main vom 19. November 1984 - 11 Sa 
740/84 - wird zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger ist seit 8. April 1980 bei der Beklagten als 
Abdichter beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis findet der all­
gemeinverbindliche Rahmentarifvertrag für das Baugewerbe vom 3- 
Februar 1981 (BRTV) Anwendung. In § 8 BRTV, der den Urlaub re­
gelt, heißt es u.a.:

fl

2. Urlaubsantritt
2.1 Der Anspruch auf Urlaub kann geltend ge­

macht werden, wenn der Anspruch auf Ur­
laubsentgelt mindestens den Lohn für die 
Hälfte des Jahresurlaubs deckt.

2.2 Der Zeitpunkt des Urlaubsantritts ist un­
ter Berücksichtigung der Wünsche des Ar­
beitnehmers und der Bedürfnisse des Be­
triebs vom Arbeitgeber unter Beachtung 
des Mitbestimmungsrechtes des Betriebsra­
tes festzulegen.
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3. Urlaubsentgelt
3.1 Anspruchsgrundlage

Der Arbeitnehmer hat gegen den Arbeitge­
ber einen Anspruch auf Zahlung des in der 
Lohnnachweiskarte im Sinne des Tarifver­
trages über das Verfahren für den Urlaub, 
den Lohnausgleich und die Zusatzversor­
gung im Baugewerbe eingetragenen bzw. ein­
zutragenden Urlaubsentgelts.

4. Zahlung des Urlaubsentgelts
Der Anspruch auf Urlaubsentgelt wird fällig, 
wenn der Arbeitnehmer
4.1 seinen Urlaub antritt,
4.2 länger als 3 Monate außerhalb des fach­

lichen Geltungsbereichs des Tarifver­
trages tätig gewesen ist,

4.3 dauernd erwerbsunfähig ist und ein ärzt­
liches Attest oder einen Rentenbescheid 
vorlegt,

4.4 auswandern will und eine amtliche Be­
scheinigung darüber vorlegt, daß die Aus­
reisepapiere ausgestellt sind,

4.5 in ein Angeste11tenVerhältnis überwech­
selt ,

4.6 stirbt.
Bei Notstandsarbeitern, Werkstudenten oder 
ähnlichen in Ausbildung befindlichen Personen 
wird das Urlaubsentgelt mit Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses fällig. Das gleiche gilt für 
ausländische Arbeitnehmer bei Rückkehr in ihr 
Heimatland.

5. Urlaubsent geltZahlung nach Ausscheiden 
aus dem Baugewerbe

Ist der Arbeitnehmer aus dem Baugewerbe aus­
geschieden , so ist derjenige von diesem Tarif- 
vertrag erfaßte Arbeitgeber zur Zahlung des 
Urlaubsentgelts verpflichtet, bei dem der Ar­
beitnehmer zuletzt in einem ArbeitsVerhältnis 
gestanden hat.
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8. Verfallfristen
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In Abweichung von § 16 gelten folgende Bestim­
mungen ;
8.1 Der Anspruch auf das aus dem Vorjahr über­

tragene Resturlaubsentgelt kann gegenüber 
dem zur Auszahlung verpflichteten Arbeit­
geber nur bis zum Ende des laufenden Ka­
lenderjahres geltend gemacht werden.

8.2 In den Fällen der Nrn. 4 „2 bis 4,6 kann 
der Anspruch nur bis zum Ende des Kalen­
derjahres geltend gemacht werden, in dem 
er fällig geworden ist,

8.3 Binnen eines weiteren Kalenderjahres kann 
der Arbeitnehmer von der Urlaubs- und 
Lohnausgleichskasse die Zahlung des Ur­
laubsentgelts verlangen.

8.4 Werden die Ansprüche gemäß Nr. 8.3 nicht 
fristgerecht geltend gemacht, so verfal­
len sie zugunsten der Urlaubs- und Lohn­
ausgleichskasse .

8.5 Hit dem Verfall des Zahlungsanspruchs 
verfällt auch der Anspruch auf Eintragung 
in die Lohnnachweiskarte und auf Berich­
tigung der Lohnnachweiskarte.

8.6 Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinn­
gemäß für das zusätzliche Urlaubsgeld 
(Nr. 7) ."

Nachdem die Beklagte das ArbeitsVerhältnis am 22. Februar 
1982 zum 2. März 1982 gekündigt hatte, arbeitete der Kläger bis 
zu seinem rechtskräftigen Obsiegen im KUndigungsschutzprozeß 
(27. Januar 1984) nicht im Betrieb der Beklagten. Er war im An­
schluß an die Kündigung zunächst mindestens drei Monate arbeits­
los und zwischen dem 11. Oktober und dem 17. November 1982 bei 
einer anderen Baufirma beschäftigt. Da der Kläger seinen Erho­
lungsurlaub für das Jahr 1981 in Höhe von 21 Tagen nicht genommen 
hatte, trug die Beklagte diesen RestUrlaubsanspruch mit dem Ur-
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laubsentgeltbetrag von 2.576,23 DM brutto in die Lohnnachweis­
karte für 1982 (Teil C, Bl. 5) ein. Mit Schreiben vom 3. Sep­
tember 1982 verlangte die Prozeßbevollmächtigte des Klägers von 
der Beklagten unter Klageandrohung, das dem Kläger zustehende 
"Urlaubsgeld für das Jahr 1981" unverzüglich zu überweisen. In 
ihrem Antwortschreiben vom 16. September 1982 machte die Be­
klagte die Auszahlung von dem Nachweis abhängig, daß der Kläger 
nach dem Ausscheiden aus ihrem Betrieb mindestens acht Wochen bei 
einem nicht baugewerblichen Unternehmen tätig gewesen sei, und 
davon, daß er die Lohnnachweiskarte 1982, eine zweite Lohn­
steuerkarte 1982 und seine Kontonummer einreiche. Nach weiterem 
Schriftwechsel lehnte die Beklagte mit Schreiben vom 14. März 
1983 die Zahlung endgültig ab.

Mit der am 2. August 1983 erhobenen Klage begehrt der Klä­
ger, soweit dies für die Revisionsinstanz erheblich ist, die 
Zahlung von "Urlaubsgeld" für 1981 in Höhe von 2.576,23 DM brut­
to. Der Kläger hat die Auffassung vertreten, ihm stehe dieser 
Anspruch zu, weil er nach seiner Entlassung durch die Beklagte 
länger als drei Monate nicht im Baugewerbe beschäftigt gewesen 
sei. Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn rück­
ständiges Urlaubsgeld für 1981 in Höhe von
2.576,23 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 8.
März 1983 zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat die Auf­
fassung vertreten, die geforderte Leistung sei nach den tarif­
rechtlichen Bestimmungen nicht fällig. Jedenfalls sei der An-
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spruch verfallen.
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Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landes­
arbeitsgericht hat der Berufung der Beklagten teilweise stattge­
geben, indem es die Zahlungspflicht der Beklagten davon abhängig 
gemacht hat, daß der Kläger Zug um Zug gegen die Zahlung der
2.576,23 DM den Teil C Bl. 5 seiner Lohnnachweiskarten für das 
Baugewerbe des Jahres 1981 und 1982 herausgebe. Mit der Revision 
begehrt die Beklagte weiterhin die Klageabweisung in vollem Um­
fang.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Im Ergebnis zu Recht hat das 
Landesarbeitsgericht angenommen, daß die Beklagte dem Kläger zur 
Zahlung des aus dem Vorjahr in das Urlaubsjahr 1982 übertragenen 
Resturlaubsentgelts in Höhe von 2.576,23 DM verpflichtet ist.

I. Nach § 8 Nr. 3.3.1 BRTV hat der Arbeitnehmer gegen den Ar­
beitgeber einen Anspruch auf Zahlung des in der Lohnnachweiskarte 
eingetragenen Urlaubsentgelts. Die Beklagte hatte in die Lohn­
nachweiskarte des Klägers für 1982 den Resturlaub aus dem Ur­
laubsjahr 1981 in Höhe von 21 Tagen mit einem Urlaubsentgelt von
2.576,23 DM eingetragen. Zu Unrecht beruft sie sich darauf, daß 
der Anspruch des Klägers nicht fällig sei.

1 . Das Landesarbeitsgericht meint, der Anspruch sei am 3- Juni
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1982 fällig geworden, weil der Kläger nach dem 2. März 1982 mehr 
als drei Monate arbeitslos gewesen sei. Der Kläger müsse ebenso 
behandelt werden wie ein Arbeitnehmer, der länger als drei Monate 
außerhalb des fachlichen Geltungsbereichs des Tarifvertrags tätig 
gewesen sei. Dessen Anspruch auf Urlaubsentgelt werde gemäß § 8 
Nr. 4.2 BRTV nach Ablauf dieser Frist fällig. Falls mit dieser 
Regelung beabsichtigt sei, nur den Arbeitnehmer zu begünstigen, 
der drei Monate in einem anderen Arbeitsverhältnis gestanden ha­
be, nicht aber den, der während dieser Zeit arbeitslos gewesen 
sei, sei dies wegen Verstoßes gegen die tariflich nicht abding­
bare Bestimmung des § 7 Abs. 4 BUrlG unbeachtlich.

2. Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts sind nicht frei 
von Rechtsirrtum.

Das Landesarbeitsgericht hat verkannt, daß das Arbeits­
verhältnis des Klägers nicht beendet ist. Im Vorprozeß wurde 
rechtskräftig festgestellt, daß die Kündigung der Beklagten vom 
22. Februar 1982 unwirksam gewesen ist. Es geht somit vorliegend 
nicht um einen Anspruch auf Urlaubsabgeltung nach beendetem Ar­
beitsverhältnis, wie ihn die Tarifvertragsparteien auf der 
Grundlage von § 13 Abs. 2 BUrlG in § 8 Nr. 4.2 bis 4.6 BRTV 
geregelt haben, sondern um den Anspruch auf Zahlung von Urlaubs­
entgelt im fortbestehenden Arbeitsverhältnis. Die Frage der ent­
sprechenden Anwendung des § 8 Abs. 4.2 BRTV stellt sich somit 
nicht.

3. Die Revision ist jedoch trotz dieses Rechtsfehlers zurück-
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zuweisen, weil die Entscheidung des Berufungsgerichts sich aus 
anderen Gründen als richtig darstellt (§ 563 ZPO).

Da das Arbeitsverhältnis zwischen dem 3* März 1982 (Aus­
scheiden des Klägers aus dem Betrieb der Beklagten) und Anfang 
Februar 1984 (Wiederaufnahme der Arbeit nach Obsiegen im Kündi- 
gungsschutzprozeß) fortbestand, hatte der Kläger Anspruch auf das 
Urlaubsentgelt. Allerdings hat der Kläger den restlichen Urlaub 
von 21 Tagen nicht angetreten und somit die Voraussetzung des § 8 
Nr. 4.1 BRTV nicht erfüllt, nach dem der Anspruch des Arbeit­
nehmers auf Urlaubsentgelt erst fällig wird, wenn der Arbeitneh­
mer seinen Urlaub antritt. Die Beklagte muß dem Kläger jedoch 
dafür, daß es nicht zum Antritt des Urlaubs gekommen ist, Scha­
denersatz in Höhe der Klageforderung leisten.

Nach § 8 Nr. 2.2.2 BRTV ist der Zeitpunkt des Urlaubsan­
tritts vom Arbeitgeber festzulegen. Dieser Pflicht ist die Be­
klagte nicht nachgekommen, obwohl sie, nachdem der Kläger mit 
Schreiben seiner Prozeßbevollmächtigten vom 3* September 1982 
das Urlaubsentgelt gefordert hatte, dazu verpflichtet war. Die 
Beklagte geriet durch diese Aufforderung mit der Festlegung des 
Zeitpunkts des Urlaubsantritts in Verzug (§ 284 Abs. 1 Satz 1 
BGB). Die Festlegung ist infolge eines Umstandes unterblieben, 
den die Beklagte zu vertreten hat (§§ 285, 276 BGB), denn sie hat 
zu Unrecht auf der Wirksamkeit der Kündigung beharrt. Den ent­
standenen Schaden, der in dem Nichtfälligwerden des Urlaubsent­
gelts besteht, hat sie dem Kläger nach § 286 Abs. 1 BGB zu er­
setzen. Nach § 249 BGB schuldet sie somit einen Betrag, der in
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seiner Höhe dem mit der Klage geforderten Urlaubsentgelt 
(2.576,23 DM) entspricht.

II. Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß der 
Kläger den Anspruch auf Zahlung des Urlaubsentgelts innerhalb der 
am 31* Dezember 1982 abgelaufenen Frist nach § 8 Nr. 8.8.1
BRTV, nämlich mit Schreiben seiner Prozeßbevollmächtigten vom 3. 
September 1982, geltend gemacht hat.

III. Ob die Verurteilung Zug um Zug zu Recht erfolgt ist, ist 
nicht zu prüfen. Insoweit belastet die Entscheidung allein den 
Kläger. Er hat keine Revision eingelegt.

Dr. Weiss R. Schmidt
Michels-Holl Dr. Peifer Schneider
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